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Einleitung 

E in le i tu n g  

A. Problemstellung 
A .  Pr o b le mste l lu n g   

Die Welt wächst immer weiter zusammen. Zwar sind in verschiedenen Staaten 
der Erde Renationalisierungstendenzen zu erkennen,1 doch können auch sie 
nicht verhindern, dass die Globalisierung alle Lebensbereiche erfasst. Eine ver-
besserte Infrastruktur ermöglicht es, in kurzer Zeit weite Strecken zurückzule-
gen. Die europäische Binnenmigration wird ergänzt durch Menschen, die aus 
anderen Kontinenten nach Europa ziehen. Gleichzeitig ist in Europa ein riesi-
ger, in weiten Teilen vereinheitlichter Binnenmarkt entstanden, der die klassi-
schen Staatsgrenzen überschreitet. Wenn wir im Internet etwas bestellen, ist es 
unerheblich, ob das Produkt aus Dänemark, Belgien oder Bayern kommt. Da-
bei war die Europäische Union nie nur ein wirtschaftspolitisches Projekt, son-
dern immer auch die Idee einer neuen, postnationalen Struktur.2 

Reisen innerhalb der Europäischen Union war noch nie so einfach wie heute. 
Nicht nur, dass Grenzkontrollen weitgehend verschwunden sind,3 auch durch 
immer bessere Transportmöglichkeiten können wir in wenigen Stunden hun-
derte Kilometer zurücklegen. Austauschprogramme etwa für Schüler, Auszu-
bildende, Studierende und Wissenschaftler führen zu Kontakten in der ganzen 
Welt. Auch das Internet verbindet Menschen an unterschiedlichen Orten. Mit 
mobilen Endgeräten können von fast jedem Ort der Welt Nachrichten gesendet 
und Inhalte abgerufen werden. Immigranten bringen ihre Kultur und Sprache 
in andere Länder. Die Welt wird internationaler – und die nationalstaatliche 
Demokratie gerät unter Druck. 

 
1 Aktuell auffälligstes Beispiel ist der „Brexit“, aber insgesamt gibt es regelmäßig Debat-

ten, die Globalisierung zu verlangsamen oder zurückzudrehen; Aigner, Europa zwischen 
Globalisierung und Renationalisierung, S. 12; Grzeszczak, in: Renationalisation of the In-
tegration Proces, S. 7. Vor einer Renationalisierung der EU warnte bereits Zürn, PVS 47 
(2006), 242, 249. Vgl. auch die politikwissenschaftliche Debatte um die Erklärung des Po-
pulismus, etwa Manow, Politische Ökonomie des Populismus, S. 61 ff. (populistischer Pro-
test als Reaktion auf Globalisierungsprozesse). 

2 Römhild, in: Turbulente Ränder, S. 211. 
3 Insbesondere durch die Schengen-Abkommen. Siehe dazu den Schengen-acquis, Be-

schluss 1999/435/EG. Das dänische Modell, wieder Grenzkontrollen einzuführen, hat zum 
Glück keine Nachahmer gefunden. 



2 Einleitung  

Die Globalisierung hat die Souveränität und die Macht der Nationalstaaten in 
Frage gestellt:4 Viele Herausforderungen können heute nicht mehr auf natio-
nalstaatlicher Ebene bewältigt werden,5 globale oder transnationale Unterneh-
men nehmen Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung,6 Mobilitätsbe-
wegungen und Handelsströme erschüttern das auf dem Territorialprinzip 
fußende demokratische System,7 und mit dem Internet wurde ein Raum ge-
schaffen, den ein Staat nicht alleine regulieren kann und darf.8 Doch ist Globa-
lisierung kein neues, sondern ein sehr altes Phänomen.9 Auch die Debatte, wie 
Recht mit Sachverhalten umgehen soll, die sich in verschiedenen Staaten ab-
spielen, ist nicht neu.10 Auch die Besonderheiten, welche die Universalität des 
Internets mit sich bringt, werden schon lange diskutiert.11 Im Kern beschäftigt 
Wissenschaft und Politik immer wieder der Konflikt zwischen demokratischer 
Partizipation und dem effektiven Schutz des einzelnen Staatsbürgers vor Hand-
lungen aus dem Ausland. Der effektivste und umfassendste Schutz wäre die 
Handlung zu verbieten. Der Ausländer würde damit aber einem Recht unter-
worfen, auf das er keinen Einfluss hat. Die Freiheitsbeschränkung des Auslän-
ders kann zu einer Gegenreaktion seines Heimatstaates führen. Das Ergebnis 
sind Justizkonflikte.12 

 

 
4 Malanczuk, in: Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 171, 198 (und passim); H. Wilke, De-

zentrierte Demokratie, S. 26 ff. Insbesondere stellt auch die auch durch die Globalisierung 
ausgelöste Beschleunigung, die Demokratien vor Probleme, Rosa, Weltbeziehungen im Zeit-
alter der Beschleunigung, S. 357 ff. 

5 Bestes Beispiel dafür ist der Klimawandel, zu dessen Eindämmung zahlreiche interna-
tionale Konferenzen stattfinden, insbesondere die UN-Klimakonferenzen. Zum Kompetenz-
verlust zugunsten der Europäischen Union H. Wilke, a.a.O., S. 37. 

6 Crouch, Postdemokratie, S. 45 ff. 
7 Maus, in: Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 226 ff. Vgl. H. Wilke, Dezentrierte Demokra-

tie, S. 26 ff. Wenn nämlich Recht in Territorien gedacht wird, in denen die dort lebende 
Bevölkerung an der Rechtssetzung beteiligt wird, entzieht ein Wechsel dieser Bevölkerung 
dem Recht die demokratische Legitimation. Wie schwer es einer Gesellschaft fällt, auch 
neue Mitbewohner zu beteiligen, zeigt BVerfGE 83, 37 – Ausländerwahlrecht I. 

8 Was Staaten wie die VR China nicht davon abhält, dies zu versuchen. 
9 Malanczuk, in; Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 171, 179. 
10 Etwa Meessen, Völkerrechtliche Grundsätze des internationalen Kartellrechts (1975); 

Schack, Die grenzüberschreitende Verletzung allgemeiner und Urheberpersönlichkeits-
rechte, UFITA 108 (1988), 51 ff. 

11 Siehe die zahlreichen Veröffentlichungen um die Jahrtausendwende, etwa nur exemp-
larisch Schack, JZ 1998, 753 ff. (Geistiges Eigentum); ders., MMR 2000, 59 ff. (IPR) und 
135 ff. (IZVR); v. Hinden, Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Internet (1999); Kur, WRP 
2000, 935 ff. (Markenrecht); Mankowski, RabelsZ 63 (1999), 203 ff. (Vertrags- und Delikts-
recht). 

12 Siehe etwa Schlosser, Justizkonflikt zwischen den USA und Europa (passim); Schack, 
IZVR, Rn. 817 ff. 
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Unser Leben wird internationaler, doch das Recht ist noch weitgehend national. 
Nationale Gerichte entscheiden auf Grundlage nationalen Rechts. Durch 
Rechtsvereinheitlichung, Kollisions- und internationales Zuständigkeitsrecht 
versuchen wir, die zunehmende Globalisierung in den Griff zu bekommen. 

Besondere Probleme bereitet der Unterlassungsanspruch. Mit ihm will der 
Kläger dem Beklagten eine bestimmte Handlung oder deren Auswirkungen un-
tersagen. Wenn aber unser Leben und Handeln immer weniger an Staatsgren-
zen Halt macht, fragt sich, ob dies nicht auch für den Unterlassungsanspruch 
gelten muss. 

Kann etwa ein deutsches Unternehmen einem dänischen Hotel untersagen, 
eine dänische Domain zu verwenden, die einer in Deutschland geschützten 
Marke ähnelt?13 Darf ein US-amerikanisches Gericht einem italienischen Un-
ternehmen verbieten, auf seiner Homepage Produkte anzubieten, weil dies eine 
US-amerikanische Marke verletzt – auch wenn das Unternehmen in Italien die 
Marke selbst hat schützen lassen?14 Dürfen deutsche Gerichte Facebook dazu 
verpflichten, einen rechtswidrigen Inhalt weltweit und nicht nur in Deutschland 
zu sperren?15 Und reicht der Löschungsanspruch der DSGVO über Europa hin-
aus?16  

  

 
13 BGH GRUR 2005, 431 – Hotel Maritime, siehe unten S. 28. 
14 Playboy Enterprises, Inc. v. Chuckleberry Pub., Inc., 939 f. Supp. 1032 (S.D.N.Y. 

1996), siehe unten S. 28. 
15 Vgl. LG Würzburg MMR 2017, 347; LG Hamburg Urt. v. 30.04.2018 – 324 O 51/18 

(juris), siehe unten S. 97 ff. 
16 Siehe EuGH ECLI:EU:C:2019:772 – Google/CNIL, siehe unten S. 250 ff. 
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B. Gang der Untersuchung 
B.  G a n g  d e r  U n te r suc h u n g 

Die territoriale Reichweite eines Unterlassungsanspruchs berührt verschiedene 
Fragen des Völker-, Zuständigkeits- und Kollisionsrechts. Die vorliegende Ar-
beit widmet sich dem Thema in vier Teilen. Zunächst sollen die unterschiedli-
chen nationalen Unterlassungsansprüche dargestellt werden, die im besonderen 
Maße grenzüberschreitende Bedeutung haben. Dabei wird ein Fokus auf die 
Unionsschutzrechte und die Datenschutzgrundverordnung gelegt. Im ersten 
Teil wird außerdem geprüft, ob das Völkerrecht diesen Ansprüchen Grenzen 
setzt und welche Aussagen es zum Zuständigkeits- und Kollisionsrecht trifft. 

Für die Reichweite von Unterlassungsansprüchen ist insbesondere die Kog-
nitionsbefugnis der zuständigen Gerichte von Bedeutung. Damit beschäftigt 
sich der zweite Teil, wobei zunächst ermittelt wird, welches Gericht internati-
onal zuständig ist. 

Da das Kollisionsrecht bestimmt, welches Recht auf eine Handlung oder 
deren Auswirkungen anzuwenden ist und wie weit der materielle Anspruch 
reicht, wird im dritten Teil das Kollisionsrecht behandelt. Hier geht es insbe-
sondere darum, ob die Gerichte sich auf ein nationales Recht konzentrieren 
können oder ob verschiedene Rechtsordnungen nebeneinander anzuwenden 
sind. 

Im vierten Teil werden die Ergebnisse zusammengefasst und Thesen formu-
liert. 

Eine umfassende Behandlung der territorialen Reichweite von Unterlas-
sungsansprüchen fehlt bislang. Zu einzelnen Fragen, wie etwa der Kognitions-
befugnis oder einer kollisionsrechtlichen Mosaikbetrachtung gibt es bereits 
eine langjährige Debatte.17 Eine Untersuchung, die Zuständigkeits- und Kolli-
sionsrecht verknüpft und dabei nicht nur einen Anspruch betrachtet, liegt bis 
jetzt nicht vor. Soweit ersichtlich, hat sich nur Helmut Köhler18 in Anschluss 
an Hans-Jürgen Ahrens19 mit der Frage der territorialen Reichweite wettbe-
werbsrechtlicher Unterlassungstitel beschäftigt. Dabei geht Köhler anders an 
die Frage heran und betrachtet den bereits ergangenen Titel und wie weit dieser 
wirkt. Hier soll aber geprüft werden, ob aufgrund eines materiellen Anspruchs 
ein grenzüberschreitender Titel erlassen werden kann, der die Handlung oder 
Auswirkungen der Handlung in mehreren Territorien verbieten kann.

 
17 Siehe die Nachweise in den jeweiligen Kapiteln. 
18 H. Köhler, Zur territorialen Reichweite wettbewerbsrechtlicher Unterlassungstitel, FS 

Ahrens, S. 111 ff. 
19 Ahrens, in: Wettbewerbsprozess, Kap. 16 Rn. 9 f. 



   

1. Teil 

Materieller Anspruch und Völkerrecht 

1 .  T e i l  –  Ma te r ie l le r  A n sp r u c h  u n d V ö lk e rr ec h t 

A. Der grenzüberschreitende Unterlassungsanspruch 
A .  D e r  gr e nz ü b er sc h re i te n d e U n te r la ssu n g sa n sp r uc h 

Einen Schaden zu vermeiden, ist sinnvoller, als ihn später zu beheben; „Scha-
denverhütung ist besser als Schadenvergütung“1. Rechtlich findet sich dieser 
Gedanke in den Maßnahmen des vorbeugenden Rechtsschutzes wieder. Damit 
sind Instrumente gemeint, mit denen künftige Beeinträchtigungen rechtlich ab-
gewehrt werden können.2 Dazu zählt insbesondere die Unterlassungsklage,3 die 
im Zentrum dieser Arbeit steht.4 

I. Historischer Hintergrund 

Das Bedürfnis nach einem vorbeugenden Rechtsschutz ist alt. Unser heutiges 
Verständnis beruht auf dem römischen Recht.5 Bereits das klassische römische 
Recht kannte Formen vorbeugenden Rechtsschutzes,6 die allerdings mit dem 
heutigen Verständnis nur wenig gemein haben7. Ausgangspunkt war der Schutz 
des Eigentums: So standen dem Eigentümer mehrere Klagen zur Verfügung, 
um sich gegen Behauptungen zu wehren, jemandem, stehe ein Recht an seinem 
Eigentum zu.8 Diese als actio negatoria bezeichnete Klage9 ist der Vorläufer 
des heutigen § 1004 BGB.10 Mit der actio negatoria konnte der Eigentümer 
feststellen lassen, dass sein Eigentum frei von anderen Rechten war.11 Damit 

 
1 Enneccerus/Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, S. 1008. 
2 Henckel, AcP 174 (1974), 97, 98. 
3 Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 1. 
4 Nicht behandelt werden der einstweilige Rechtsschutz und die vorbeugende Feststel-

lungsklage. 
5 Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 6. 
6 Kötz, AcP 174 (1974), S. 145, 146; Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 21 f. 
7 Oppermann, Unterlassungsanspruch, S. 104 f.; Fritzsche, Unterlassungsanspruch, 

S. 15. 
8 Kaser, Römisches Privatrecht, S. 437; Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, 

S. 62; Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 21 f.; Oppermann, Unterlassungsanspruch, 
S. 104; Rabel, Römisches Privatrecht, S. 57. Siehe auch unten S. 194 f. 

9 Kaser, Römisches Privatrecht, S. 437 f. 
10 Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, S. 61; Kötz, AcP 174 (1974), S. 145, 161; 

Oppermann, Unterlassungsanspruch, S. 104 f.; Fritzsche, Unterlassungsanspruch, S. 15. 
11 Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, S. 62. 


